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1 Ausgangslage

Der Abbau sozialer Ausgrenzung und die Foérderung der Teilhabe aller Menschen an der
Gesellschaft ist seit ihrer Griindung ein zentrales Anliegen der Arbeiterwohlfahrt (AWO) in
allen Handlungsfeldern. Dieses Anliegen der Inklusion bezieht sich sowohl auf Menschen,
die aufgrund von Zuschreibungen wie ,Behinderung” oder ,Migrationshintergrund“ ausge-
grenzt werden, als auch auf die zugrunde liegenden gesellschaftlichen Strukturen sozialer
Ausgrenzung und die Ursachen und Folgen sozio6konomischer Benachteiligung.

Derzeit steht Deutschland in der Diskussion um die Teilhabe von Menschen mit unterschied-
lichen Ausgangs- und Lebenslagen vor der Anforderung eines grundsatzlichen Paradigmen-
wandels: Die UN-Konvention tber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (,,Behinder-
tenrechtskonvention®, UN-BRK 2006) legt den Grundstein dafir, die Menschenrechte fir die
Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen in allen Bereichen zu verankern. Durch
die Ratifizierung der BRK am 24. Februar 2009 durch die Bundesregierung wurde dieser
volkerrechtliche Vertrag in Deutschland geltendes Recht.

Mit dem Prinzip der Inklusion hat die BRK darlber hinaus jedoch noch einen weiteren Schritt
getan, Barrieren abzubauen und eine gleichberechtigte Teilhabe fir alle Menschen zu si-
chern: Da das Prinzip der Inklusion als Menschenrecht unteilbar ist, beschrénkt es sich nicht
allein auf die Rechte von Menschen mit Behinderungen, sondern gilt fiir alle Menschen und
hat zum Ziel, alle Formen der Ausgrenzung (Exklusion) zu beseitigen.

Inklusion bedeutet, die rechtlichen und strukturellen Voraussetzungen zu schaffen, damit
Zugange, Chancen und Partizipationsmoglichkeiten nicht mehr eine Frage des ,,Gewahrens*
bleiben, sondern strukturell verankert werden. Es besagt, dass sich nicht der Einzelne an
bestehende Strukturen anpassen und in sie einfligen muss, sondern dass die Strukturen so
gestaltet werden, dass alle Mitglieder der Gesellschaft ihr Recht auf Chancengleichheit,
Selbstbestimmung und gesellschaftliche Teilhabe verwirklichen kdnnen. Inklusion bedeutet,

.die Verschiedenheit im Gemeinsamen an[zu]erkennen, d.h., der Individualitat
und den Bediirfnissen aller Menschen Rechnung [zu] tragen. Die Menschen wer-
den in diesem Konzept nicht mehr in Gruppen (z.B. hochbegabt, behindert, an-
derssprachig...) eingeteilt. Wahrend im Begriff Integration noch ein vorausge-
gangener gesellschaftlicher Ausschluss mitschwingt, bedeutet Inklusion Mitbe-
stimmung und Mitgestaltung fur alle Menschen ohne Ausnahme. Inklusion bein-
haltet die Vision einer Gesellschaft, in der alle Mitglieder in allen Bereichen
selbstverstandlich teilnehmen kdénnen und die Bedurfnisse aller Mitglieder eben-
so selbstverstandlich berlcksichtigt werden. Inklusion bedeutet, davon auszuge-
hen, dass alle Menschen unterschiedlich sind und dass jede Person mitgestalten
und mitbestimmen darf. Es soll nicht darum gehen, bestimmte Gruppen an die
Gesellschaft anzupassen® (Krog 2005).

Im Zentrum stehen die Rechte und Bedirfnisse des Individuums (UN-BRK 2006). Inklusion
beinhaltet zugleich den Prozess der schrittweisen Umsetzung dieser Strukturen und die Visi-
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on einer Gesellschaft, in der alle Menschen das Zusammenleben gleichberechtigt gestalten.
Da sich die Bedirfnisse und Ausgangslagen sowohl in unterschiedlichen Lebensphasen als
auch aufgrund unterschiedlicher Barrieren (z.B. sprachliche Barrieren, physische Barrieren
etc.) unterscheiden, muss Inklusion jeweils vor dem Hintergrund des jeweiligen fachwis-
senschaftlichen Diskurses in den Themenfeldern der Sozialen Arbeit betrachtet werden.
Ebenso missen Formen der Umsetzung vor diesem Hintergrund definiert werden."

Inklusion bedeutet:
= Wertschatzung gesellschaftlicher Vielfalt,
. Abbau von Barrieren und Diskriminierung,

= Schaffen der notwendigen strukturellen Rahmenbedingungen und die praktischen
Umsetzungen (z.B. im sozialpolitischen Diskurs, Gesetzgebung und Finanzierung)

= mit dem Ziel, eine gleichberechtigte Teilhabe aller Teile der Bevolkerung an allen ge-
sellschaftlichen Bereichen zu realisieren.

Das Recht auf Inklusion ist als Menschenrecht unteilbar und bezieht sich damit nicht nur auf
Menschen mit Behinderungen, sondern auf das Recht aller Menschen auf volle gesell-
schaftliche Teilhabe.

Da sich die Bedarfe und Ausgrenzungen von Menschen, in unterschiedlichen Lebenspha-
sen sowie aufgrund unterschiedlicher Barrieren unterscheiden, muss Inklusion jeweils vor
dem Hintergrund des jeweiligen fachwissenschaftlichen Diskurses betrachtet werden.

Gleichzeitig umfasst die Vision einer Inklusion aber auch, die soziobkonomischen und sozi-
alpolitischen Rahmenbedingungen abzubauen, die Benachteiligungen schaffen: ,Die AWO
ist der Auffassung, dass Inklusion nur in einer Gesellschaft méglich ist, in der die Menschen
sozial gesichert leben und arbeiten konnen* (Stadler in AWO 2011: 7).

1.1 Gesellschaftliche Inklusion und die Sicht der AWO

In der erweiterten Sicht der AWO auf Inklusion flieBen die menschenrechtlichen Ansatze mit
Blick auf das Individuum, wie sie u.a. in der BRK vertreten werden, und eine sozialpolitische
Betrachtung der gesellschaftlichen Strukturen sozialer Exklusion zusammen:

»+AUS unserer Sicht umfasst Inklusion alle Formen von gesellschaftlicher Benach-
teiligung. Es geht nicht nur um die Tatsache, Menschen mit Behinderung unter
dem Fokus der Inklusion zu betrachten, sondern es geht auch um die so genann-
ten Nachbargebiete: Migration, Interkulturalitéat, Gender Mainstreaming. Auch die
Lebenslage Behinderung (wenn man tberhaupt von einer ,Lebenslage” sprechen

1 .
Einen Uberblick tber die Diskurse und Anforderungen der strukturellen Umsetzung von Inklusion in den unterschiedlichen
thematischen Teilbereichen bietet Teil 2 der AWO-ISS-Kooperation ,Inklusive Strukturen®.
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kann) ist natirlich ein Kontextfaktor, aber auch soziotkonomische Benachteili-
gung”“ (Komorek in AWO 2011: 20).

Dieses umfassende Verstandnis von Inklusion wurde auch auf internationaler Ebene bereits
formuliert, z.B. flr den Bildungsbereich im Rahmen des Programms ,Bildung fir alle®: ,Das
Ziel von inklusiver Bildung ist, Exklusion zu beseitigen. Diese entsteht durch negative Ein-
stellungen und mangelnde Beriicksichtigung von Vielfalt in 6konomischen Voraussetzungen,
sozialer Zugehorigkeit, Ethnizitat, Sprache, Religion, Geschlecht, sexueller Orientierung und
Fahigkeiten" (Deutsche UNESCO-Kommission 2009: 4). Inklusion nimmt hier sowohl die
individuellen Bedarfe und einen Kompetenzerwerb vor dem Hintergrund der personlichen
Gegebenheiten in den Blick (vgl. Evers-Meyer 2010: 30) als auch den Ausgleich soziodko-
nomischer Barrieren.

Die gesetzliche und praktische Umsetzung von Inklusion ist in Deutschland derzeit jedoch
weiterhin mehr als lickenhaft. Im Jahr 2008/2009 existierten z.B. bundesweit rund 3.300
Forderschulen, die von ca. 400.000 Schilerinnen und Schilern besucht wurden. Nur 19%
der Schilerinnen und Schiler mit sogenanntem ,sonderpadagogischem Forderbedarf* wur-
den an ,integrativen“ allgemeinbildenden Schulen der Sekundarstufe | unterrichtet (Konsorti-
um Bildungsberichterstattung 2010: 70).2 Gerade im Bildungsbereich schlagen sich starke
Tendenzen zur Normierung traditionell eher in der Trennung verschiedener (Leistungs-)
Gruppen nieder (z.B. im dreistufigen Schulsystem). Eine Umsetzung von Inklusion ist jedoch
auch in anderen Bereichen unvollstéandig, so z.B. in den Zugangen von Kindern, die in Armut
leben, zu Ressourcen (s. AWO-ISS-Langzeitstudie zur Kinder- und Jugendarmut), im
Gesundheitsbereich (siehe z.B. KIGGS; Personen, die aus der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV) herausfallen) oder in den Mdglichkeiten der Beteiligung pflegebedurftiger
Menschen (z.B. Pflegeversorgung demenzkranker Personen).

Am 15. Juni 2011 hat das Bundeskabinett den ,Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung des
Ubereinkommens der Vereinten Nationen (ber die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen“ verabschiedet. Ob der Nationale Aktionsplan allerdings dem Anspruch, ,noch beste-
hende Licken zwischen Gesetz und Praxis zu schlieBen“,3 gerecht werden kann, wird der-
zeit diskutiert. So kritisiert die AWO die mangelnde Verbindlichkeit der zahlreichen Maf3nah-
men, die meist nicht durch Gesetzgebungsverfahren geregelt sind. Ein weiteres Manko ist
das Fehlen langfristiger Malinahmen und Aktivitdten flr die Weiterentwicklung der Rechte
von Menschen mit Behinderungen (Stadler in AWO 2011: 7).

Inklusion umfasst aus Sicht der AWO alle Formen gesellschaftlicher Benachteiligung
und kann nur vor dem Hintergrund sozialer Sicherung umgesetzt werden.

2 Allerdings bestehen zum einen erhebliche Unterschiede zwischen den Bundeslandern. Relativ weit fortgeschritten beim
Ausbau des integrativen Schulbesuchs sind z.B. Berlin, Brandenburg, Bremen, das Saarland und Schleswig-Holstein. Zum
anderen wird eine ,inte-grative* Praxis in unterschiedlichen Modellen umgesetzt, von Sonderklassen bis hin zur gemeinsa-
men Beschulung in Regelklassen.

3 Regierung online: ,In die Mitte der Gesellschaft’, http://www.bundesregierung.de/nn_1264/Content/DE/Artikel/2011/
06/2011-06-15-nationaler-aktionsplan.html, Download am 16.06.2011.
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1.2 AWO schafft Grundlagen

Die AWO sieht es als ihre Aufgabe an, aktiv an der Umsetzung und Uberwachung der Ein-
haltung der BRK mitzuwirken (AWO 2012: 1) und die strukturelle und sozio6konomisch fun-
dierte ,soziale Inklusion® zu férdern. Entsprechend ihrer Position als Verband zur Wahrung
gesellschaftlicher Interessen soll dies zum einen auf gesellschaftlicher Ebene geschehen.
Zum anderen sieht sich die AWO dazu verpflichtet, ihre Dienste und Einrichtungen im Sinne
der BRK weiterzuentwickeln und das Leitbild gesellschaftlicher und sozialer Inklusion auch
auf verbandlicher Ebene sowohl im Rahmen der Einrichtungen und MalRhahmen als auch als
Arbeitgeber und Organisation zu verankern.

Die Umsetzung der Prozesse der Inklusion auf dem Weg zu einer Teilhabe fur alle setzt je-
doch weitere Arbeitsschritte in unterschiedlichen Bereichen voraus:

. Die Sensibilisierung aller beteiligten Akteure fur die Bedeutung und Notwendigkeit
von Inklusion und Teilhabe. Dies beinhaltet die konzeptionelle Klarung der Begrifflich-
keiten und der strukturellen Auswirkungen auf verbandlicher Ebene und im Bereich der
Offentlichkeitsarbeit.

= Die Beobachtung, Begleitung und Uberwachung der Politik besonders hinsichtlich
der gesetzlichen Verankerung der Rechte und der sozialpolitischen Rahmenbedingun-
gen in Zusammenhang mit Inklusion.

= Die Schaffung einer empirischen Basis zum Stand von Inklusion und Teilhabe in
Deutschland.

. Die Schaffung inklusiver verbandlicher Strukturen unter Partizipation aller beteilig-
ten Akteure.

= Die Initiierung von MaBhahmen und Angebote entlang der Bedirfnisse der Betei-
ligten.

= Die Kooperation und fachliche Diskussion mit Wissenschaft und Praxis zur Wei-
terentwicklung der Konzepte und der Transfer von Wissen sowie guter Anséatze und
Mdoglichkeiten.

Zu dieser Verankerung und Umsetzung von Inklusion hat die AWO bereits einige Grundla-
gen geschaffen, von denen hier nur einige beispielhaft genannt werden:

Im individuell-menschenrechtlichen Bereich wurde mit der Tagung ,AWO all inclusive —
UN-Behindertenrechtskonvention und Inklusion* am 16./17. Juni 2011 in Berlin (vgl. AWO
2011) ein weitgehender Schritt fir die verbandliche Auseinandersetzung mit der konzeptio-
nellen und strukturellen Bedeutung des Inklusionsbegriffs und den Auswirkungen auf die
inhaltliche Arbeit getan.

Weiterhin bildet das Diskussionspapier des AK Behindertenhilfe und Psychiatrie ,Zur Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention* (AWO 2012) eine Grundlage fiur die Auseinan-
dersetzung mit verschiedenen Bereichen der BRK besonders im Bereich Behinderung. In
dem Papier wird sowohl auf notwendige gesellschaftliche Rahmenbedingungen als auch auf
konkrete Ansatze in der praktischen Arbeit eingegangen.
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Auf Projektebene ist am 1. April 2011 ausgehend vom AWO Bundesverband das Projekt
»INklusion — Teilhabe sichern“ gestartet. Im Rahmen dieses Projektes, das in Zusammenar-
beit mit vier Tragern der Behindertenhilfe aus vier Bundeslandern durchgefihrt wird, werden
sozialrdumliche Strukturen, vorhandene Ressourcen und Barrieren sowie Bedarfe von Men-
schen mit geistiger Behinderung erfasst. Ziel ist eine starkere Unterstiitzung und Vernetzung
der Einrichtungen im Sozialraum.

Verschiedene Einrichtungen und Dienste der Behindertenhilfe und Psychiatrie der AWO sind
zudem zusammen mit anderen Verbanden seit dem 1. Mai 2011 am Projekt ,Wie misst man
Teilhabe in der Eingliederungshilfe? — Entwicklung, Erprobung und Evaluation von Indikato-
ren und Instrumenten zur Messung und Beurteilung der Teilhabe von Menschen mit geistiger
und/oder Mehrfachbehinderung oder psychischer Erkrankung“ der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) beteiligt.

Mit Blick auf den strukturell-sozialpolitischen Bereich wird bereits seit 15 Jahren die
AWO-ISS-Studie zu Kinder- und Jugendarmut durchgefiihrt, welche die Ursachen und Fol-
gen soziobkonomischer Benachteiligung fur die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen
in verschiedenen Teilhabedimensionen untersucht.

Dieser sozialpolitische Ansatz, der dem Selbstverstandnis der AWO als Verband der gesell-
schaftlichen Interessensvertretung zugrunde liegt, spiegelt sich auch im Vorsitz der AWO bei
der Nationalen Armutskonferenz (NAK) wider. Ziel der AWO ist eine ,praventive und nach-
haltige Sozialpolitik, die dazu beitragt, soziale Ausgrenzung zu vermeiden und zu bekamp-
fen. Durch unsere Arbeit wollen wir dazu beitragen, dass so viele Menschen wie méglich am

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Geschehen teilhaben®.”

Ein Beispiel fur die Umsetzung auf kommunaler Ebene bietet der Aufbau von Praventions-
ketten von der Geburt bis zu Ausbildung im Projekt ,Monheim fiir Kinder* (Mo.Ki), das auf
aktiver Steuerung und Gestaltung basiert, um Kinder und Eltern zu starken und den Zusam-
menhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg abzumildern.

Die AWO sieht es als ihre Aufgabe an,

= an der Umsetzung und Uberwachung der Einhaltung der BRK mitzuwirken (AWO
2012 Diskussionspapier: 1) und

. bei der Schaffung der strukturellen und soziobkonomischen Rahmenbedingungen
auf gesellschaftlicher und verbandlicher Ebene aktiv mitzuwirken.

In einer Weiterfihrung der bisherigen Aktivitaten auf diesem Gebiet hat sich die AWO daru-
ber hinaus zum Ziel gesetzt, einen umfassenden Beitrag zur Weiterentwicklung von Inklusion
und Teilhabe zu leisten.

Vor diesem Hintergrund hat die AWO-ISS-Kooperation ,Inklusive Gesellschaft - Teilhabe in
Deutschland“ das Ziel, zur Sensibilisierung beizutragen, die konzeptionellen Grundlagen
weiterzuentwickeln und den empirischen Stand der Umsetzung dieser Konzepte zu erfassen.

4 AWO Standpunkt Sozialpolitik unter http://www.awo.org/standpunkte-und-positionen/standpunkte-sozialpolitik.html
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2 Fragestellungen und Ziele der AWO-ISS-Kooperation

Zentrale Schritte zur Umsetzung einer inklusiven Gesellschaft sind sowohl die normative
Verankerung von Vielfalt als positivem Wert als auch die Schaffung der entsprechenden
rechtlichen, finanziellen und sozialpolitischen Rahmenbedingungen, um Exklusion und Barri-
eren abzubauen.

Um diese Schritte umzusetzen, ist zunéchst eine Sensibilisierung fir die Bedeutung und
Notwendigkeit von Inklusion in Politik, Fachpraxis und Gesellschaft notwendig: ,Gilt es doch
zuerst, in der Gesellschaft ein umfassendes Verstandnis von Inklusion zu entwickeln, um
dann gemeinsam den Wandel hin zu einer inklusiven Gesellschaft zu vollziehen" (Docker in
AWO 2011: 10).

Allerdings ist das derzeitige Verstandnis von ,Inklusion* keineswegs eindeutig. Es reicht von
einer Gleichsetzung mit ,Integration® (vgl. offizielle deutsche UN-Ubersetzung der BRK,
Klemm 2010) — wobei dieser Begriff ebenfalls keineswegs eindeutig ist — Uber eine Konzent-
ration auf Menschen mit Behinderungen bis hin zum Abbau jeder Art von Exklusion in allen
Teilen der Gesellschatft.

Auf fachpraktischer Ebene hat die AWO besonders mit dem Sozialbericht 2009, der Tagung
JAll Inclusive® (2011) und mit dem Diskussionspapier des AK Behindertenhilfe und Psychiat-
rie ,Zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention” (2012) eine weitere Grundlage fir
das Verstandnis von Inklusion geschaffen.

Nun gilt es, die bestehenden Ansatze weiterzufiilhren und vor dem Hintergrund von sozialpo-
litischer Verantwortung in der theoretischen und fachlichen Diskussion zu vertiefen.

Kernfragen, die der weiteren Klarung bedirfen, sind u.a.:
. Was beinhalten ,,Soziale Inklusion® und , Teilhabe“?
= Welches sind die zentralen Begriffe sowie deren normative Grundlagen?

. Was ist der aktuelle Forschungsstand zu den theoretischen Grundlagen und zur recht-
lichen Umsetzung?

= Welche Ansatze sind von besonderer Relevanz fur die AWO?

. Welche strukturellen Barrieren flr Inklusion und Teilhabe lassen sich identifizieren und
was sind Ansatze, um sie abzubauen?

= Wie ist der empirische Stand von Inklusion und Teilhabe in Deutschland, aus individu-
eller und gesellschaftlicher Perspektive betrachtet?

= Was bedeutet die Umsetzung der Grundsatze von Inklusion und Teilhabe fir die AWO
als sozialpolitischer Interessensverband, Dienstleister und Organisation?

Mit dem Ziel, diese Fragestellungen zu klaren und zu vertiefen, erstellt das I1SS-Frankfurt
a.M. im Auftrag der Arbeiterwohlfahrt den Bericht ,Inklusive Gesellschaft — Teilhabe in
Deutschland.”
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Die AWO-ISS-Berichtserie , Inklusive Gesellschaft — Teilhabe in Deutschland” hat zum
Ziel,

= zur gesellschaftlichen Sensibilisierung und Kléarung der Begriffe beizutragen,
. Barrieren der sozialen Inklusion zu identifizieren,

= eine empirische Grundlage fur den Stand der Umsetzung von Inklusion und Teilhabe
in Deutschland in verschiedenen Bereichen zu leisten

Der vorliegende Teil ,Grundlagen und theoretischer Hintergrund“ (Arbeitstitel) des AWO-ISS-
Kooperationsprojektes hat zum Ziel,

. zur Klarung der Begriffe ,Inklusion® und ,Teilhabe®* vor dem Hintergrund der Debatten
in Gesellschaft, Wissenschaft und Politik beizutragen;

= die theoretische Verortung und die Verankerung in der weiteren fachlichen Diskussion
darzustellen und

= weiterflhrende Fragestellungen zu den Madglichkeiten, Grenzen und Anforderungen
des Konzeptes ,Inklusion anhand konkreter Ansatze fir die AWO zu identifizieren.

Er bildet die theoretische Basis fur die noch folgenden strukturellen und empirischen Be-
richtsteile zum Stand von Inklusion und Teilhabe in Deutschland.

Abb. 1. Struktur des AWO-ISS-Kooperationsprojekts , Inklusive Gesellschaft - Teil-
habe in Deutschland”

——

Strukturen -Ebenen

Handlungsfelder - Empirie

Frihe Kindheit || Leben von Kindern Erwachsenenleben Leben im Alter
undJugendlichen
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3 Entwicklung der Begriffe

Mit dem Handlungsdruck durch die Umsetzungsanforderungen der BRK kreist die derzeitige
Diskussion um den anstehenden Paradigmenwechsel gegen Ausgrenzung in erster Linie um
die Begriffe ,Inklusion* (bzw. ,soziale Inklusion®) und ,Teilhabe"“. Diese Begriffe als zentrale
Zieldimensionen werden durch weitere Konzepte und Ansatze, wie z.B. Antidiskriminierung,
Abbau von Barrieren und soziale Zugehorigkeit, erganzt und gestuitzt.

Bisher werden die Begriffe allerdings in verschiedenen Kontexten und von verschiedenen
Akteuren sehr unterschiedlich gebraucht. Um eine Grundlage fur eine gemeinsame Entwick-
lung von Konzepten und Handlungsmdglichkeiten herzustellen, ist es jedoch notwendig, die
Begriffe weiter zu scharfen.

3.1 ,Inklusion*“ und , soziale Inklusion*

Im umfassenden Prinzip der Inklusion flieRen verschiedene Ansatze und Konzepte zusam-
men, die sich prinzipiell zwei grof3en Strémungen zuordnen lassen:

Zum einen bedingt die menschenrechtlich gepragte Diskussion um Inklusion, die in erster
Linie aus den antirassistisch Menschen- und Behindertenrechtsbewegungen seit den 1960er
Jahren hervorgegangen ist, den umfassenden normativen Anspruch auf eine Teilhabe aller
Menschen an allen gesellschaftlichen Bereichen. Diese Diskussion wurde vor allem entlang
von ,Dimensionen der Differenz* (vgl. Tatum 2003) gefuhrt, d.h. entlang der Ausgrenzung
aufgrund von Distinktionsmerkmalen wie ethnische Herkunft, Geschlecht, Religion oder
Weltanschauung, physische/mentale Fahigkeiten, sexuelle Orientierung und Alter. Im Zent-
rum steht das Recht eines jeden Individuums auf gesellschaftliche Teilhabe. Unter dem Be-
griff der Inklusion bilden die Bedirfnisse des Individuums die zentrale Perspektive.

Zum anderen speist sich die Debatte aus der vor allem soziologisch und sozialpolitisch
gepragten Diskussion um soziale Exklusion und Teilhabe an der Gesellschaft. Im Blickfeld
stehen in erster Linie strukturelle Rahmenbedingungen als Ursachen und Folgen von Exklu-
sion. Unter dem Begriff ,soziale Inklusion“ wird insofern vor allem auf den sozialpolitischen
Abbau von Exklusionsmechanismen und die Er6ffnung von Teilhabechancen Bezug ge-
nommen. Leitwerte von sozialer Inklusion sind soziale Gerechtigkeit und eine solidarische
Gesellschaft.

Diese beiden Entstehungshintergriinde implizieren unterschiedliche Bedeutungsebenen. Um
die Begriffe zu klaren, wird zunéchst die Begriffsentwicklung aus der menschenrechtlich-
individuenzentrierten und anschlieBend aus der sozialpolitisch-strukturellen Perspektive dar-
gestellt, bevor sie im heutigen Verstandnis von Inklusion zusammengefihrt werden.

Der Begriff Inklusion wird vor zwei Entstehungshintergrinden diskutiert: aus der men-
schenrechtlichen Perspektive, die die Rechte des Individuums in den Blick nimmt, und aus
der sozialpolitischen Perspektive mit Blick auf die strukturellen Rahmenbedingungen.
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3.1.1 Die menschenrechtlich-individuenzentrierte Perspektive und Inklusion

Urspringlich stammt der Begriff ,Inklusion aus den Menschenrechtsbewegungen der
1960er Jahre in den USA und speist sich zudem aus der Diskussion in der Genderforschung
sowie z.T. aus dem Bereich der Migrationsforschung. Aus dieser Perspektive hat der Inklusi-
onsbegriff insbesondere die Entwicklungen in der Sonder- und Heilpadagogik gepragt. Mit
der Salamanca-Konferenz ,Special Needs Education: Access and Quality* (1994) fand der
Begriff internationale Verbreitung, ohne dass eine genaue Definition aufgestellt wurde. Im
deutschsprachigen Raum wurde dieses v.a. an Behinderung orientierte Konzept der Inklusi-
on besonders durch die Arbeiten von Hinz (z.B. 2002) und Sander (z.B. 2002) bekannt.

Phasen auf dem Weg zur Inklusion

Sander (2003) identifiziert mehrere Phasen dieser Debatte und der gesellschaftlichen Praxis
vor allem fur Kinder und Jugendliche mit Behinderungen im Bildungsbereich. Diese Phasen,
die von Exklusion Uber Separation bis hin zur Integration und — als kinftige Aufgabe — zur
Inklusion reichen, sind jedoch auch auf andere gesellschaftliche Teilgruppen anwendbar.’

Die lange Zeit vorherrschende Strategie im Umgang mit Menschen, die sich aulRerhalb des
eng definierten Rahmens einer homogenisierenden Vorstellung von ,Normalitat* befanden,
war Exklusion. Menschen, die aufgrund eines oder mehrerer Merkmale (z.B. Aussehen,
Sprache, Nationalitat, mentale oder physische Fahigkeiten) als ,anders" kategorisiert wur-
den, waren systematisch von zentralen gesellschaftlichen Teilbereichen wie Wirtschaft, Bil-
dung, Politik ausgeschlossen. Beispiele dafiir waren z.B. die Bezeichnung von Kindern und
Jugendlichen mit Behinderungen als ,schulunfahig” und der darauf folgende Ausschluss vom
Bildungsbereich oder auch das mangelnde Selbstbestimmungs- oder Wahlrecht von Frauen.

Eine weitere Phase bildet die Separation dieser als ,anders” wahrgenommenen Teilgruppen
in gesellschaftliche Subsysteme, z.B. in Sonderschulen. Dieser separatistischen Praxis lie-
gen drei Grundgedanken zugrunde: Zum einen bilden sie einen Versuch, Stérungen der
.Normalitat* zu vermeiden. Zum anderen bestimmt der Gedanke, dass eine gezielte Forde-
rung am besten in homogenen Gruppen gelingt, die Praxis separater Versorgung (vgl.
Polloway et al. 1996: 4). Durch die Bildung eigener sozialer Raume besteht die Moglichkeit
der Teilhabe, allerdings nur im Rahmen dieses jeweiligen gesellschaftlichen Subsystems.

Die Frage nach der Legitimitat dieser Strategien von Exklusion und Separation setzte in gr6-
Rerem Umfang in den 1960er Jahren in den USA ein. Ausgehend von der Frauenbewegung
sowie ethnischen, Menschen- und Behindertenrechtsbewegungen wurden die vorherrschen-
den Vorstellungen von ,Normalitat* (weil3, mittelstdndisch, ohne korperliche oder geistige
Beeintrachtigung und idealerweise mannlich) in Frage gestellt. In diesem Zusammenhang
veranderte sich auch das Verstandnis von Behinderungen: Kdrperliche und geistige Beein-

5 Diese phasenhafte Entwicklung bildet Schwerpunktsetzungen und dominante Strdmungen ab. Der Umgang mit verschiede-
nen Gruppen, die anhand eines Merkmals ausgegrenzt wurden (Behinderung, Migration, Frauen u.a.) ist fur unterschiedli-
che Gruppen zeitlich versetzt verlaufen. Zudem gingen die unterschiedlichen Modelle nicht nur ineinander tber, sondern sie
existierten und existieren auch heute noch parallel zueinander.
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trachtigungen wurden zunehmend nicht nur als Ursache, sondern auch als Folge sozialer
und gesellschaftlicher Barrieren angesehen. Soziale Barrieren gerieten infolgedessen auch
fur andere gesellschaftliche Gruppen zunehmend in den Blick. Zudem zogen die Forderun-
gen der Menschen- und Behindertenrechtsbewegungen nach Selbstbestimmung und gesell-
schaftlicher Teilhabe die Frage nach sich, wie ,ausgesonderte* Teilgruppen in die Gesamt-
gesellschaft integriert werden kdnnen (vgl. Alicke 2012a).

Das Konzept der Integration hat zum Ziel, zur Chancengleichheit aller Mitglieder des Ge-
meinwesens unabhangig von ihrer ethnischen oder sozialen Herkunft beizutragen (vgl. SPI
0.J.: 28). Eine mogliche Definition lautet daher, Integration als ,process of becoming an ac-
cepted part of society” (Penninx 2004: 12) zu verstehen. Damit stellt sich jedoch zugleich die
Frage nach den Voraussetzungen von Integration: Gegenstand der Diskussion ist zum ei-
nen, wie weit sich die ,Gesamtgesellschaft* 6ffnen und &ndern muss, um die unterschiedli-
chen Gruppen aufzunehmen. Ein Beispiel dafirr ist die Diskussion um Interkulturelle Offnung
(IKO) oder Diversitatspolitik (vgl. Schréer 2009). Zum anderen werden, besonders mit Blick
auf Menschen mit Migrationshintergrund, die einforderbare ,Integrationsleistung” ausge-
grenzter Gruppen und die daflir notwendigen ,Forderbedarfe” diskutiert.

In der letzten Zeit ist am Konzept der Integration verstarkt Kritik laut geworden: Mit der
Grundannahme, dass es ,Integrierte” und ,zu Integrierende” gibt, geht einher, dass sich ein
Teil der Menschen in bestehende, von einer ,Mehrheit* gepragte Strukturen eingliedern, also
.der Andere” sich in ,das Normale“ einpassen musse (vgl. Alicke 2012a). Allerdings stellte
sich z.B. in der Debatte unter dem Schlagwort ,Leitgesellschaft* erneut die Frage nach der
Homogenitat der Normalitatsvorstellungen. Dass eine Integrationsbereitschaft und -fahigkeit
in erheblichem Maf3e von den Lebensumstanden gefordert oder beschrankt wird, geriet da-
bei haufig aus dem Blickfeld.

Die praxisorientierte Kritik richtet sich auf das Verstandnis und an die Umsetzung des Kon-
zepts. Unter ,Integration werden mittlerweile eine Vielzahl von Programmen und Modellen
zusammengefasst: ,Integration (ist) [...] in der Praxis inzwischen alles Mdgliche — gemein-
samer Unterricht in der allgemeinen Schule, punktuelle Feste und Feiern, selbst der Besuch
einer Sonderschule wird gelegentlich als Integration bezeichnet” (Hinz 0.J.).

Abb. 2: Phasen auf dem Weg zur Inklusion

Das Konzept der Integration bedeutet

eine wichtige Weiterentwicklung aus ei-

ner langen Tradition des Umgangs mit

- gesellschaftlicher Heterogenitat. Insofern
Inklusion ist Integration nicht der ,falsche Weg"
(vgl. Hinz 2002). Mit dem Konzept der

. Inklusion bieten sich jedoch neue Mdg-
o ; lichkeiten, der gesellschaftlichen Vielfalt
Rechnung zu tragen.

Exklusion Separation Integration

Quelle: http://www.inklusion-olpe.de/images/inklusion.jpg
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Inklusion zielt darauf ab, Heterogenitat als gesellschaftliche Realitat wahrzunehmen, Vor-
stellungen von einer mehr oder minder homogenen Normalitat zu ersetzten und die Rechte
auf Teilund Praxis zu verankern. Der Fokus liegt dabei nicht auf einer Anpassung des Ein-
zelnen an die Struktur, sondern es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die Regelstruk-
turen so zu gestalten, dass jedes Individuum sein Recht auf gesellschaftliche Teilhabe wahr-
nehmen kann.

Auch wenn ,Inklusion* zuweilen als Synonym fir Integration im Umgang mit Menschen mit
Behinderungen (z.B. Klemm 2010 oder die deutsche UN-Ubersetzung der BRKﬁ), reicht das
Konzept weit dartber hinaus: Inklusion verédndert das Zusammenleben und riickt neben
Menschen mit Behinderungen auch die Eigenheiten und Einzigartigkeit aller anderen Mitglie-
der der Gesellschaft in das Blickfeld (vgl. Sander 2002). Im Aktionsrahmen zur Salamanca-
Erklarung der UN heil3t es dazu zum schulischen Bereich: ,Das Leitprinzip, das diesem
Rahmen zugrunde liegt, besagt, dass Schulen alle Kinder, unabhangig von ihren physischen,
intellektuellen, sozialen, emotionalen, sprachlichen oder anderen Fahigkeiten aufnehmen
sollen. Das soll behinderte und begabte Kinder einschlieRen, Kinder von entlegenen oder
nomadischen Vdlkern, von sprachlichen, kulturellen oder ethnischen Minoritaten sowie Kin-
der von anders benachteiligten Randgruppen oder -gebieten“ (Salamanca-Erklarung 1994:
Art. 3).

Inklusion aus der menschenrechtlichen-individuenzentrierten Perspektive bedeutet
= die Wertschatzung von Vielfalt,

. die Verankerung der Rechte des Einzelnen auf volle gesellschaftliche Teilhabe in den
Strukturen,

= und die Schaffung von Rahmenbedingungen, um dieses Recht auf Teilhabe umzuset-
zen.

Kritik an der menschenrechtlich-individuenzentrierten Perspektive

Das Konzept der Inklusion findet auf normativer Ebene eine breite Beflrwortung. Dennoch
stellen sich fur die konkrete Umsetzung verschiedene Fragen, die aus unterschiedlichen
Perspektiven auch kritisch diskutiert werden.

Auf konzeptioneller Ebene wird z.B. angemerkt, ob ein inklusives System nicht zu einer stér-
keren Betonung der Unterschiede fihren kénnte. Grundlage davon ist die soziale Konstrukti-
on von Identitdt, bei der Gemeinsamkeiten innerhalb der Gruppe gesucht (,Wir*-
Konstruktion, Ingroup) und gegen ,Andere” (Outgroup) abgegrenzt werden. Daher wird eine
Ausbildung von besonderen Stigmatisierungs- und Exklusionsbereichen innerhalb von inklu-

6 Die offizielle deutsche Ubersetzung der UN-BRK wurde von zahlreichen Akteuren (Behindertenverbénde, Verbande der
sozialen Wohlfahrtspflege) scharf kritisiert, da zentrale Konzepte nicht in die Ubersetzung eingegangen sind. So wurde z.B.
der Begriff ,Inklusion* in der Ubersetzung mit ,Integration* gleichgesetzt. Eine Schatteniibersetzung liegt z.B. durch das
Netzwerk Artikel 3 vor unter http://www.netzwerk-artikel-3.de/vereinte-nationen/93-international-schattenuebersetzung.
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siven Systemen beflrchtet (z.B. Dederich 2006).7 Auch wenn die Wertschétzung von Vielfalt
ein hoher normativer Wert ist, steht die praktische Umsetzung noch vor einem langen Weg.

In Verbindung damit stellt sich auch die Frage nach sozialstrukturellen und insbesondere
soziodkonomischen Gegebenheiten, Mechanismen und Effekten, die auf Exklusion wirken
und aus der menschenrechtlich-individuenzentrierten Perspektive heraus oft nur am Rande
beachtet werden. Die sozialpolitisch-strukturelle Perspektive ist hingegen ein zentraler An-
satzpunkt, um ein umfassendes Verstandnis von Exklusion und Inklusion zu entwickeln.

3.1.2 Die sozialpolitisch-strukturelle Perspektive und Soziale Inklusion

Der sozialpolitisch-strukturelle Inklusionsbegriff, der vor allem von Seiten der Soziologie
mafigeblich gepragt wurde, ist eng mit der Wahrnehmung sozialer Ungleichheit sowie den
Mechanismen und Effekten gesellschaftlicher Exklusion verbunden, die sich z.B. in unter-
schiedlichen Lebenslagen und soziobkonomischem Status niederschlagen.

Der Inklusionsbegriff wurde lange Zeit in erster Linie als Gegenbegriff zu Exklusion verstan-
den. Exklusion wurde dabei zunachst als ein Randgruppenphé&nomen betrachtet, das in ers-
ter Linie bei der Forschung zu Menschen in extremen Situationen und im Rahmen der Ar-
mutsforschung zum Tragen kam (vgl. Iben 1972; Hermanns 2011).

In die umfassendere soziologische und sozialpolitische Diskussion hielt der Begriff ,Exklusi-
on“ erst im Zuge der Diskussion um soziale Ungleichheit in den USA in den 1960er Jahren
Einzug (vgl. Kronauer 2010: 40ff.). In Deutschland kam es zu ersten Beriihrungspunkten in
den 1970er Jahren, als nach der Phase der ,Vollbeschaftigung” seit dem Zweiten Weltkrieg
erstmals wieder groRere Teile der Bevilkerung von Arbeitslosigkeit betroffen waren.

Gerade im deutschsprachigen Raum bildete die Systemtheorie, deren Ergéanzung durch
Theorien der Sozialen Ungleichheit und Konflikttheorien sowie die Weiterentwicklung in ge-
sellschaftsanalytischen Modellen eine wichtige Basis fir die Entwicklungen von Theorie und
Fachpraxis der Sozialen Arbeit.

Systemtheoretische Ansatze

In den soziologischen Systemtheorien bezeichnet Inklusion die Chance auf Teilnahme
einer Person an verschiedenen gesellschaftlichen Teilsystemen (wie Bildungssystem, Wirt-
schaftssystem, Gesundheitssystem etc.), Exklusion bezeichnet den Ausschluss aus diesen
Teilsystemen (vgl. Luhmann 1997: 620f.).

In der Weiterentwicklung der systemtheoretischen Ansétze fir die Soziale Arbeit wird davon
ausgegangen, dass

7 Wenn z.B. Kinder mit Behinderungen an einer formal inklusiven Schule von anderen Schiilerinnen und Schilern aufgrund
dieses Merkmals abgelehnt und ausgegrenzt werden.
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. unterschiedliche Grade von In- und Exklusion eines Einzelnen in verschiedenen
Systemen bestehen (vgl. Luhmann 1997: 739).

= Exklusion eine Inklusion in andere Teilsysteme nach sich zieht. Das Ausscheiden
aus dem System Arbeitsmarkt bedingt z.B. die Inklusion in die Systeme sozialer Siche-
rung (Mayrhofer 2009; Merten und Scherr 2004).

= der Ausschluss aus einigen zentralen Systemen besonders gravierende Konsequen-
zen hat, da er aufgrund der Wechselwirkung zwischen Systemen (,Interdependenz-
beziehungen“) Folgeprozesse der Exklusion aus anderen Systemen nach sich zieht
(,Exklusionsverdichtung“) (Scherr 2001). So bedingt z.B. der Ausschluss aus dem Bil-
dungssystem zumeist den Ausschluss aus dem Arbeitsmarktsystem. Das Bildungssys-
tem weist daher eine héhere Exklusionsverdichtung auf als z.B. das Kultursystem, da
dort ein Ausschluss meist weniger weitreichende Folgen hat. Die Exklusion aus einer
FoérdermalRnahme von Sozialer Arbeit oder einer Organisation kann ebenfalls deutli-
che Auswirkungen auf den weiteren Lebensverlauf haben und stellt daher ein potenzi-
elles Risiko fiir Folgeprozesse der Exklusion dar (vgl. Scherr 2001: 176 f.).

= dass neben unfreiwilligen auch freiwillige Formen von Exklusion existieren (,Rick-
zug"). Diese sind von der Gesellschaft mehr (z.B. Eintritt in ein Kloster) oder weniger
(Rickzug aus dem Arbeitsmarkt) akzeptiert (vgl. Scherr 2004: 64; Hermanns 2011:
21). Oft ist jedoch eine klare Abgrenzung nicht mdglich.

Kritisch ist jedoch anzumerken, dass die Betrachtung aus einer rein systemtheoretischen
Perspektive heraus fur die Ex- und Inklusionsdebatte der Sozialen Arbeit nicht ausreicht (vgl.
Hermanns 2011: 18). Gemeinsam ist dieser Perspektive ,von oben® (Kronauer 2010), dass
sowohl die sozialstrukturellen Grinde, Folgen und Interessenslagen als auch individuelle
Ursachen von Exklusion und Inklusion unbertcksichtigt bleiben.

Soziale Ungleichheit, Ressourcen und , Teilhaberechte”

Soziale Ungleichheit ist sowohl die Ursache als auch die Folge von Exklusionsprozessen auf
gesellschatftlicher und individueller Ebene.

Soziale Ungleichheit bedeutet nach Hradil (2001: 30), dass Menschen von ,wertvollen Gi-
tern” (z.B. materielle Guter, Bildung, Lebens- und Arbeitsbedingungen) einer Gesellschaft
regelmafig mehr erhalten als andere.

Soziale Ungleichheit beruht u.a. auf verschiedenen Teilmechanismen:

. auf der Zuweisungen von Menschen aufgrund von individuellen Merkmalen zu sozial
konstruierten Gruppen, die durch ein einziges dieser Merkmale bestimmt sind, wie
.Mensch mit Migrationshintergrund“ oder ,Mensch mit Behinderung®.

= auf der sozialen Konstruktion von unterschiedlichen Positionen in der Gesellschatft,
z.B. als ,Arbeiter”, ,Professor” oder ,Arbeitsloser*.
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. auf der Bewertung dieser Gruppen und Positionen als ,h6her* oder ,niedriger® im
sozialen Geflige. Vorstellungen von Normalitat spielen hier eine Rolle, da Menschen,
die als ,nicht der Norm entsprechend" angesehen werden, meist die Zugehérigkeit zur
~eigenen Gruppe” abgesprochen und eine niedrigere soziale Position zugewiesen wird.

= aufgrund dieser hierarischen Einordnung kommt es zur unterschiedlichen Zuweisung
von Ressourcen und , Teilhaberechten” an gesellschaftlichen Systemen. Auf dieser
Grundlage verfestigen sich Ausgrenzungen, da bestimmte Gruppen zum einen hdhere
Risiken, wie z.B. Armut, tragen und zum anderen verminderte Teilhabechancen, z.B.
auf Bildung, zugewiesen bekommen.

. Wenn Ungleichheit so stark ist, dass sie zum Ausschlus von Menschen aus Teilberei-
chen der Gesellschaft fuhrt, spricht man von Exklusion. Soziale Ungleichheit und
Ausgrenzung stellt ein zentrales Handlungsfeld Sozialer Arbeit im Umgang mit benach-
teiligten Gruppen und als deren Interessensvertretung dar.

Der Einfluss von gesellschaftlichen Mechanismen der In- und Exklusion wirkt sich somit
auf die unterschiedliche Verteilung von individuellen, sozialen und institutionellen Ressour-
cen aus (vgl. Merten/Scherr 2004 14; s. z.B. Kapitalmodell von Bourdieu) sowie auf die Ver-
teilung von Lebenschancen als Zugangsmoglichkeiten zu gesellschaftlichen Systemen (s.
z.B. Ansatz der verwirlichungschancen (,Capability“) von Sen und Nussbaum 1997; 1993).

Im Sozialbericht 2009 der AWO beschreibt Nullmeier (2009: 22ff.) neue und flexible Mecha-
nismen der Ungleichheit, die nicht mehr von Klassen oder Schichten ausgehen, sondern
von Konkurrenzsituationen zwischen verschiedenen Gruppen (z.B. entlang von Dimensionen
wie Generation, Bildung, Lebensformen oder ethnischen Gruppen): ,Statt des einen grof3en
Risses, der durch die Gesellschaft geht, gibt es viele sich kreuzende und Uberlagernde Kon-
flikte, statt der bloBen Pluralitat der Lebenslagen gibt es klare vertikale Abstufungen und Ab-
spaltungen“ (a.a.O.: 23). Diese Konkurrenzen werden zunehmend vor dem Hintergrund
knapper Ressourcen betrachtet, d.h. sie werden ,in 6konomische Verteilungskonflikte tber-
fuhrt und Gruppendifferenzen als materielle Gerechtigkeitsfragen [...] erlebt.“ (ebd.)

Gesellschaftsanalyse und Sozialstruktur

Kronauer (2006: 29) bezeichnet Exklusion als ein Phanomen, das innerhalb der Gesellschaft
stattfindet: ,Die Ausgegrenzten sind Teil der Gesellschaft, auch wenn sie nicht an ihr teilha-
ben.” Ziel des Kampfs gegen Exklusion ist die daher die Beseitigung ausgrenzender sozialer
Verhéltnisse (ebd.). Er unterscheidet drei Bereiche, in denen Exklusion stattfinden kann:

. Exklusion aus Interdependenzbeziehungen: Erwerbsarbeit tragt einen entscheiden-
den Anteil an Status und Selbstbild. In einer wechselseitigen Abhangigkeit vermittelt
sie die Erfahrung, gebraucht zu werden. Ausgrenzung bedeutet hier das ,Nicht-
Gebraucht-Werden* am Arbeitsmarkt, ohne die Mdglichkeit, anderweitig den eigenen
Status zu definieren (z.B. als Rentner oder Student). ,Die ,Uberzéhligen* sind noch
nicht einmal ausgebeutet” (Castel 2000: 19), sondern befinden sich in einer einseitigen
Abhangigkeit von der Gesellschaft.
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= Exklusion aus sozialen Netzwerken: Soziale Isolation kann entweder eine einseitige
Abhangigkeit in sozialen Nahbeziehungen bedeuten (Ungleichgewicht in der Reziprozi-
tat), eine Beschrankung auf Menschen in gleicher sozialer Lage, wobei das Umfeld
sowohl unterstitzende als auch stigmatisierende Wirkung haben kann, oder im Ext-
remfall véllige Vereinzelung.

= Teilhabe am Lebensstandard und Lebensqualitat, die Uber die gesellschaftlichen
Institutionen vermittelt werden (z.B. Bildungswesen, Gesundheitsversorgung, rechtli-
che Regelung von Arbeitsverhéltnissen etc.). Ausgrenzung in dieser Dimension kann
sowohl durch Ausschluss aus Systemen und Institutionen als auch durch diskriminie-
rende Mechanismen und Handlungen entstehen. Ausgrenzung manifestiert sich dann
in einer Unfahigkeit ,mitzuhalten“ und zu partizipieren. Kronauer unterscheidet

- materielle Teilhabemd@glichkeiten und Zugang zu materiellen Gitern, Dienstleistun-
gen und sozialen Aktivitaten,

- politisch-institutionelle Teilhabe und

- kulturelle Teilhabe, auch im Sinne von Mechanismen zur ldentitatsbildung (Kro-
nauer 2010; 151ff.).

Aus soziologisch-struktureller Perspektive bedeutet Exklusion den Ausschluss oder Rick-
zug bestimmter Menschen, die aufgrund unterschiedlicher Merkmale und Lebenssituationen
sozial konstruierten Kategorien zugeordnet werden, aus gesellschaftlichen Teilbereichen.

Soziale Inklusion hat hingegen zum Ziel, allen Mitgliedern der Gesellschaft einen gleichbe-
rechtigten Zugang zur Teilhabe an den verschiedenen Bereichen der Gesellschaft und damit
auf die Verwirklichung von Lebenschancen zu erdffnen. Einen zentralen Stellenwert nimmt
dahingehend die Inklusion in Bildung und Arbeitsmarkt (als Grundlagen fir Identitatsbildung
und Status bzw. als Bereiche mit sehr hoher Exklusionsverdichtung) ein.

In der ,Handreichung und Argumentationshilfe zur Berlcksichtigung sozialer Indikatoren im
Rahmen der zukinftigen EU-Strukturférderung und der Perspektiven in der Sozialwirtschaft®,
die durch die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Auftrag gegeben
wurde, wird die Frage sozialer Inklusion daher sowohl auf gesellschaftliche Benachteili-
gungsprozesse, als auch auf relative Armut bezogen und v.a. als ,fester Platz in der Ge-
samtgesellschaft gefasst (Weingarten / Pixa 0.J.: 30).

Kritik an der sozialpolitisch-strukturellen Perspektive

Vor dem Hintergrund eines umfassenden Verstandnisses von ,Inklusion“ wird gegentuber
dem sozialpolitisch-strukturellen Verstandnis kritisch angemerkt, dass die Identifikation von
Teilnahmebarrieren entlang der Bedirfnisse und Rechte von Individuen, wie sie in der UN-
BRK gefordert wird, aus dieser Perspektive heraus marginal bleibt.

Exklusion findet innerhalb von Gesellschaft statt. Fir die AWO ist es wichtig, die sozialpoli-
tischen Rahmenbedingungen mitzugestalten, um die Teilhabe des Einzelnen zu gewahr-
leisten.
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3.2 Teilhabe, Partizipation und Zugehorigkeit

Das Prinzip der Teilhabe beruht auf dem Fundament, dass zu einer menschenwuirdigen
Existenz mehr gehort als die reine Erfullung der physischen Grundbedirfnisse. So hat z.B.
das Bundesverfassungsgericht (2010) in seinem Grundsatzurteil deutlich gemacht, dass die
grundrechtliche Garantie des Existenzminimums auch die ,Sicherung der Mdglichkeit zur
Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen und zu einem Mindestmal® an Teilhabe am ge-
sellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben umfasst, denn der Mensch existiert not-
wendig in sozialen Bezligen.” Teilhabe bildet damit ein Gegenmodell zu Ausgrenzung, Vul-
nerabilitat® und Prekaritat’ (Vogel 2006).

Der Teilhabebegriff als Zieldimension von (sozialer) Inklusion besagt, dass die Mdglich-
keiten zur Zugehdrigkeit zur Gesellschaft (Kronauer 2010: 25) und zu den gesellschaftlichen
Teilbereichen tber eine rein materielle Grundsicherung und rechtliche Gleichstellung hinaus
gegeben sein missen. Teilhabe ist ein zentraler Begriff und ein Mal} in der Diskussion um
soziale Gerechtigkeit. Mit dem Begriff ,Teilhabe“ verbinden sich zwei eng miteinander ver-
bundene Konzepte:

a) In der Verstandnisdimension von ,Teilnahme" werden darunter die Zugange und die
Mdglichkeit der vollen Nutzung von gesellschaftlichen, politischen, kulturellen und sozi-
alen Ressourcen und Systemen sowie die Einbindung in diese Systeme verstanden.

Teilhabe in diesem Sinn beinhaltet z.B.:

- politische Teilhabe und Gleichstellung durch die Verankerung politischer, birger-
licher und sozialer Rechte,

- wirtschaftliche Teilhabe am Arbeitsmarkt und am ékonomischen System,

- kulturelle Teilhabe, z.B. in den Zugangen und in der Nutzung des Bildungssystems
oder der Freizeitgestaltung,

- soziale Teilhabe durch den Zugang zu personlichen Beziehungen und die Zugehd-
rigkeit zu sozialen Netzwerken,

- gesellschaftliche Teilhabe durch den Zugang zu o6ffentlichen Gitern wie Gesund-
heit oder Mobilitat (vgl. Alicke 2012b).

b) In der Verstandnisdimension von ,Partizipation® ist damit die aktive Mitgestaltung
des gesellschaftlichen und individuellen Umfelds (vgl. z.B. Nullmeier 2010: 32) ge-
meint. Dies beinhaltet die Moglichkeit, eigene Ideen und Vorstellungen in einen demo-
kratischen Diskurs einzubringen und zur Veranderung von Strukturen beizutragen.

8 Der Begriff der ,Vulnerabilitat* bezeichnet hier die ,Verwundbarkeit* eines Einzelnen, von Haushalten, Gruppen oder Sys-
temen gegenuber negativen Ereignissen, d.h. eine durch verschiedene Risikofaktoren (wie z.B. Armut, chronische Krank-
heit in der Familie, Gewalterfahrungen etc.) hervorgerufene verminderte Widerstandsfahigkeit, sodass belastende Einflisse
haufiger negative Entwicklungen zur Folge haben.

9 Prekaritdt im Sinne von ,Instabilitdt* wird zum einen ganz allgemein fir eine schwierige Situation gebraucht, in der Men-
schen aufgrund von unsicheren Rahmenbedingungen und Abhangigkeitsverhéltnissen in eine sozial nachteilige Situation
geraten. Dies kann z.B. vor dem Hintergrund von hauslicher Gewalt geschehen. Vor allem aber wird mit Prekaritat auf dem
Arbeitsmarkt die verringerte soziale Sicherheit von Beschaftigten bezeichnet. Diese Unsicherheit kommt vor allem in leicht
zu l6senden, befristeten und einkommensschwachen Arbeitsverhaltnissen vor.
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Freitag (2011) identifiziert mehrere Stufen der Partizipation von Kindern und Jugendlichen,
die sich auch auf andere Gruppen Ubertragen lassen:

Abb. 3: Stufen der Teilhabe

Beteili- Teil- Trans- Mitwir- Mitbe- Selbst-
gungsstufen nahme parenz kung stim- bestim-
Kennzeichen der Stufen mung mung*
Korperlich teilnehmen X X X X X
Sich auRern kénnen, ohne gefragt zu werden X X X X X
Uber den Gegenstand hinreichend informiert wer-
den X X X X
Um die eigene Meinung gebeten werden X X X
Entscheidungen durch Stimmrecht beeinflussen X X
kdénnen
Verantwortung fir Entscheidungen Gibertragen X

bekommen

* Selbstbestimmung im Rahmen von Beteiligungsprozessen, verstanden als Folge der Delegation von Entscheidungsmacht
unter Bedingungen, die von den Machtabgebenden festgelegt werden. Quelle: in Anlehnung an Freitag 2011: 6.

Der Teilhabebegriff steht in enger Verbindung mit dem Recht auf Selbstbestimmung (vgl.
Alicke 2012b). In einem weit gefassten Verstandnis von Teilhabe sind daher alle Ressour-
cen, Aktivitaten und Beziehungen inbegriffen, mit deren Hilfe sich Personen die Mdglichkei-
ten zur Gestaltung ihrer individuellen Lebensfiihrung aneignen kdnnen (vgl. Bartelheimer/
Kardtler 2002: 51) sowie die gesellschaftlichen Strukturen, die Partizipation und Selbstbe-
stimmung erma@glichen.

Im Gegenzug zu einer Orientierung an einem Ideal der reinen Leistungsgerechtigkeit ist die
Orientierung an Teilhabe aller Mitglieder der Gesellschaft in dem Konzept der Chancenge-
rechtigkeit verankert (vgl. Bartelheimer/Kardtler 2002: 52). So definiert die Armuts- und
Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung seit 2005 als Bezugspunkt einer sozial
gerechten Politik ,die Schaffung sozialer und 6konomischer Teilhabe- und Verwirklichungs-
chancen fur alle Mitglieder der Gesellschaft* (Bundesregierung 2005: XVII).

Die Umsetzung von Inklusion impliziert jedoch eine weitere Dimension: In der UN-BRK wird
auch die Zielsetzung eines verstarkten Zugehorigkeitsgefuhls (,enhanced sense of
belonging®) aufgefiihrt. Er bezieht sich auf eine emotionale Teilhabe, in der sich Menschen
als ein ,wertvolles Gegenuber” in den gesellschaftlichen Austauschbeziehungen erfahren
und als solches behandelt werden. Der Begriff bildet ein Gegengewicht zu den Unrechtser-
fahrungen gesellschaftlicher Ausgrenzung. Zugehdrigkeit geht jedoch uber die rein formale
Umsetzung von Rechten und Teilhabechancen hinaus. Sie bezeichnet

= die Zugehorigkeit in wechselseitigen (nicht einseitigen) Beziehungen (Interdependenz)
und im gegenseitigen Austausch (Reziprozitat) (Kronauer 2006: 28);

] die Zugehorigkeit durch Teilhabe in den sozialstaatlich abzusichernden Qualitaten
von Lebenschancen und Lebensstandard (ebd.)
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= sowie die Zugehorigkeit durch Partizipation durch aktive Mitgestaltung der gesell-
schaftlichen und sozialen Umwelt, die entlang moglicher Teilhabebarrieren und Be-
durfnissen des Einzelnen her zu denken ist.

Der Teilhabebegriff ist vor diesem Hintergrund mit mehreren Voraussetzungen verbunden.
Dazu gehdren sowohl Barrierefreiheit sowie ggfs. eine Assistenz oder Unterst[]tzung10
(z.B. um korperliche Teilnahme zu sichern, oder kommunikative Barrierefreiheit, um eine
hinreichende Information sicherzustellen) als auch die Offnung von Institutionen fir eine
inklusive Perspektive, die sich an den (individuellen) Bedurfnissen der Klientinnen und Klien-
ten orientiert sowie die Beteiligung von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern und Klientinnen/Klienten
an Konzeptions- und Entscheidungsprozessen sicherstellt.

Die Ermdglichung von Teilhabe fur alle Mitglieder der Gesellschatft ist ein erklartes Ziel der
AWO (2009). Inklusion kann als ein Prozess gesehen werden, um dieses Ziel zu errei-
chen.

3.3 Teilprozesse einer inklusiven Gesellschaft

Inklusion ist kein statischer Zustand, sondern ein kontinuierlicher Prozess auf dem Weg
zu einer inklusiven Gesellschaft. Dieser Prozess der Inklusion beinhaltet verschiedene Teil-
prozesse, die von der Vision zur Erreichung der Ziels durch die Umsetzung der normativen
Werte in gesellschaftliche Praktiken gekennzeichnet sind.

Abb. 4: Prozesse der Inklusion

> Inklusive Gesellschaft

MAKRO - Politik Status quo
Partizipation Teilhabe Zugehorigkeit
Soziale Sicherheit
Gleichheit
MESO - AWO —_
Vielfalt
Antidiskriminierung
Unterstitzung
Barrierefreiheit ¥ \
MIKRO - Mensch .

» Teilhabe

Individuum

Diese Teilprozesse markieren Entwicklungen, die auf dem Weg zu einer Teilhabe aller Indi-
viduen und damit zur inklusiven Gesellschaft parallel zueinander verlaufen sollten und sich
z.T. gegenseitig bedingen.™

10 Soist z.B. im SGB IX der individuelle Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Unterstiitzung zur Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben gesetzlich verankert.

11 So gehen z.B. eine normative Wertschatzung von Vielfalt und die praktische Umsetzung in MaBnahmen der Antidiskriminie-
rung Hand in Hand.
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Barrierefreiheit: Um die Grundlagen von Inklusion umzusetzen, ist es notwendig, bestehen-
de Barrieren zu identifizieren und abzubauen. Als Barrieren werden all jene Faktoren der
physischen und sozialen Umwelt bezeichnet, welche die Teilhabe von Personen an gesell-
schaftlichen Teilbereichen wie z.B. Wirtschaft, Bildung oder kulturellem Leben beeintrachti-
gen oder verhindern.

Die UN-Behindertenrechtskonvention benennt als Barrieren:

. physikalische Barrieren, z.B. in der Baustruktur,

= kommunikative Barrieren, darunter auch schwierige Sprache,

= soziale Barrieren, z.B. diskriminierende Einstellungen und Haltungen.

Ebenso kénnen in der Gesellschaft verankerte Rahmenbedingungen, die Individuen auf-
grund bestimmter Merkmale systematisch von den Zugangen zu gesellschaftlichen Teilbe-
reichen ausschlief3en, als strukturelle Barrieren bezeichnet werden.

Dazu kdnnen, in einem erweiterten Verstandnis, auch die sozialpolitischen Rahmenbedin-
gungen als soziobkonomische Barrieren gezahlt werden (vgl. Schulze 2011: 16).

Barrieren messen sich an den individuellen Méglichkeiten der Mitglieder der Gesellschaft.
Sie wirken im zeitlichen Verlauf ,als Sozialisation beeinflussende Bedingungen einschran-
kend, isolierend, deprivierend und entfremdend” (Schénwiese 2011: 153) und damit diskrimi-
nierend. Barrierefreiheit bedeutet daher, dass Gegenstande, Einrichtungen, Medien und wei-
tere Kommunikationsformen, aber auch die strukturellen Rahmenbedingungen, so gestaltet
werden, dass sie von jedem Menschen genutzt werden kénnen. Im Rahmen von Inklusion ist
Barrierefreiheit ein Recht im Sinne von Antidiskriminierung und gesellschatftlicher Teilhabe.

Unterstitzung: Inklusion bedeutet, jedes Individuum so zu beriicksichtigen, dass es sich im
Rahmen seiner Mdglichkeiten in die Gemeinschaft einbringen kann. Dies beinhaltet, die Un-
terschiedlichkeit der Ausgangsvoraussetzungen zu erkennen und jedes Kind, jeden Jugend-
lichen und jeden Erwachsenen individuell auf Basis dieser Voraussetzungen unter Bertck-
sichtigung der jeweiligen Lebensphase und der individuellen Méglichkeiten zu unterstitzen,
wenn diese fur die Teilhabe notwendig ist (vgl. Hermes 2007: 7f.).

Antidiskriminierung: Inklusion besagt auch, dass niemand aufgrund von Unterschieden
benachteiligt werden darf. Eine Ursache von Diskriminierung und Benachteiligung ist eine
Abwertung von Menschen aufgrund eines oder mehrerer Merkmale. Der Ausgangspunkt
abwertender Einstellungen wird in einer ,ldeologie der Ungleichheit* gesehen, in der Men-
schen aufgrund eines oder mehrerer bestimmter Merkmale als ,weniger wert* angesehen
werden.'? Hinsichtlich der .Dimensionen der Differenz* besteht ein im Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG) der Bundesrepublik Deutschland rechtlich verankertes Diskriminie-
rungsverbot. Die faktische Umsetzung des Gesetzes ist bisher jedoch noch lickenhaft. Be-
sonders mit Blick auf sozio6konomische Benachteiligung und die Einbindung auf dem Ar-
beitsmarkt sind verschiedene Gruppen besonders hohen Risiken ausgesetzt (z.B. Menschen

12 Die ,ldeologie der Ungleichheit ist ein Konzept der Bielefelder Forschungsgruppe zu gruppenbezogener Menschenfein-
dlichkeit um Wilhelm Heitmeyer (vgl. z.B. Heitmeyer 2007).
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mit Migrationshintergrund, Alleinerziehende, Menschen mit Behinderungen, vgl. 3. Armuts-
und Reichtumsbericht der Bundesregierung) und erleben in der Folge auch einen systemati-
schen Ausschluss von Zugangen zu weiteren Teilbereichen der Gesellschaft.

Vielfalt: Das Konzept der Vielfalt beinhaltet eine umfassende Umsetzung von Antidiskrimi-
nierung auf normativer Ebene. Inklusion besagt, dass die Heterogenitat der Individuen einer
Gesellschaft der Normalzustand ist und nicht ein ,Ungleichgewicht” oder eine Situation, die
durch eine Homogenisierung (z.B. anhand einer ,Leitkultur) behoben werden misste.

Ein aktiver Umgang mit Vielfalt bedeutet, dass die Unterschiede zwischen den Menschen
nicht negiert, sondern anerkannt und positiv bewertet werden, ohne pauschalisierende Ste-
reotypisierung (vgl. SPI 0.J.: 39). Die Umsetzung impliziert einen grundlegenden Paradig-
menwechsel hinsichtlich der Vorstellungen von ,Normalitat* und die Sensibilisierung fir eine
LKultur der Vielfalt".

Gleichheit: Nach dem Konzept der Inklusion ist es Aufgabe der Gesellschaft dafiir zu sor-
gen, dass die Prinzipien der Wertschatzung von Vielfalt, der Antidiskriminierung und — in
diesem Zuge — der Barrierefreiheit umgesetzt werden. Dies bedeutet auch, dass alle ihre
Mitglieder einen gleichberechtigten Zugang zu gesellschaftlichen Institutionen und Dienstleis-
tungen haben missen, damit sie diese nutzen und sich daran beteiligen kdnnen sowie die
gleiche Moglichkeiten haben, sich in der Gesellschaft zu positionieren (Chancengleichheit).
Um diese Gleichberechtigung faktisch umzusetzen, ist jedoch nicht nur eine rechtliche
Gleichstellung notwendig, sondern ,eine tatsachliche, gelebte Gleichwertigkeit von unter-
schiedlichen Lebensentwirfen® (SPI 0.J.: 22). Dahingehend ist es zudem notwendig, die
soziodkonomischen Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass die Mitglieder der Gesell-
schaft auch in unterschiedlichen Lebenslagen einen gleichberechtigten Zugang zu den rele-
vanten gesellschaftlichen Teilbereichen haben.

Soziale Sicherheit: Eine Ungleichheit von Menschen mit verschiedenen Merkmalen zeigt
sich vor allem an der Beteiligung am Erwerbsleben. Besonders flir Menschen, deren Aus-
gangslagen nicht einem Normalbild entsprechen, zeigen sich hier auch durch die zuneh-
mende Flexibilisierung der Arbeitswelt weitere Risiken der Exklusion, die sich mit dem Abbau
von Systemen der sozialen Absicherung und Unterstitzung weiter verscharfen (vgl.
Hedderich/Hecker 2009: 40f.). Soziale Sicherheit und sozio6konomische Stabilitat sind daher
Zieldimensionen einer gelingenden Sozialpolitik und bilden die Grundlagen fir soziale Inklu-
sion und die Verwirklichung gesellschaftlicher Teilhabe (vgl. Stadler in AWO 2011: 7).

Um in die Praxis umgesetzt werden zu kénnen, missen diese Teilprozesse von einer gleich-
zeitigen Entwicklung der strukturellen Rahmenbedingungen — wie der gesetzlichen Veranke-
rung, der Verfligbarkeit von Ressourcen, einer umfassenden Sensibilisierung und einer ent-
sprechenden Strukturierung von Organisation und Verwaltung — flankiert werden.

Die Umsetzung von Inklusion in einem erweiterten Verstdndnis beinhaltet verschiedene
Teilprozesse, die sich teilweise gegenseitig bedingen. Dazu gehoren: Barrierefreiheit,
Unterstiitzung, Antidiskriminierung, Wertschéatzung von Vielfalt, Gleichheit, Zugeho-
rigkeit und Soziale Sicherheit.
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4  Ansatzpunkte far die AWO

Die Arbeiterwohlfahrt (AWQ) engagiert sich seit ihrem Bestehen fir den sozialen Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft und vertritt die Interessen benachteiligter Gruppen. Angesichts
der AWO-Grundwerte stellen Teilhabe und Soziale Inklusion wichtigen Eckpfeiler des ver-
bandlichen Selbstverstandnisses und der Vision einer ,inklusiven Gesellschaft” dar.

Programmatisch bestehen viele Verknipfungen zu den AWO-Grundwerten — Solidaritat, To-
leranz, Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit —, doch gilt es, diese in den in der Grafik grob skiz-
Zierten Gesamtprozess einflieBen zu lassen und dariiber die jeweiligen Teilprozesse hin zu
einer ,inklusiven Gesellschaft* entscheidend mitzugestalten. Dazu bedarf es der inhaltlichen
Ausgestaltung auf der Basis der AWO-Werte.

4.1 Das erweiterte Verstandnis von Inklusion und Teilhabe

Fur ein umfassendes Verstandnis von ,Inklusion“ mit dem Ziel einer Teilhabe fir alle ist es
zentral, sowohl die menschenrechtlich-individuenzentrierte auf Inklusion als auch die
sozialpolitisch-strukturelle Perspektive auf soziale Inklusion in den Blick zu nehmen,
denn beide Ebenen bedingen und verstarken sich gegenseitig. Die Anforderungen, die sich
aus inklusiven Prozessen als Wege zur gleichberechtigten Teilhabe fir alle ergeben,
beinhalten zwei Dimensionen, die sich aus dem Verhéltnis von Individuum und Gesellschaft
ergeben: Aus den individuellen Gegebenheiten, Bedarfen und Rechten (Inklusion) sowie aus
den sozialen Verhéltnissen (Soziale Inklusion).

a) Inklusion

Inklusion wird von den Rechten und Bedurfnissen des Individuums her gedacht (UN-BRK
2006). Menschen haben unterschiedliche Merkmale und F&higkeiten. Diese Vielfalt an
Merkmalen und Féahigkeiten hat einen besonderen Wert. Sie ist als eine wertvolle Grundlage
der Gesellschaft anzusehen und soll gesellschaftliche Norm werden. Das leitende Prinzip ist
dabei die Teilhabe aller. Aufgabe ist es, Barrieren zu identifizieren und abzubauen sowie die
erforderlichen Strukturen zu schaffen, damit eine Teilhabe fiir alle moglich wird. Daraus leitet
sich auch ein Recht des Einzelnen auf Unterstiitzung bzw. Assistenz ab, wenn diese erfor-
derlich ist, um Teilhabe zu sichern (z.B. im Rahmen schulischer Teilhabe). Inklusion beinhal-
tet sowohl den Prozess der schrittweisen Umsetzung der Strukturen, als auch die Vision ei-
ner Gesellschaft, in der alle Menschen nach ihren individuellen Bedarfen unterstitzt werden,
um das das Zusammenleben gleichberechtigt gestalten. Leitwert sind die Bedurfnisse des
Einzelnen und der Wert der Vielfalt.

b) Soziale Inklusion

Gleichzeitig umfasst die Vision einer Inklusion aber auch, die soziobkonomischen und sozi-
alpolitischen Rahmenbedingungen abzubauen, die Benachteiligungen schaffen: ,Die AWO
ist der Auffassung, dass Inklusion nur in einer Gesellschaft méglich ist, in der die Menschen
sozial gesichert leben und arbeiten kbnnen“ (Stadler in AWO 2011: 7). Zentrale Ansatzpunk-
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te sind hier, die Interessen von benachteiligten Gruppen im gesellschaftlichen Prozess zu
vertreten und Partizipation zu sichern, sowie die 6konomischen, politischen und rechtlichen
Rahmenbedingungen so zu verandern, dass Ausgrenzung abgebaut werden kann. Leitwerte
sind soziale Gerechtigkeit und eine solidarische Gesellschaft.

4.2 Ansatzpunkte inklusiver Prozesse

Aus dieser umfassenden Perspektive ergeben sich verschiedene Ansatzpunkte, aber auch
Grenzen inklusiver Prozesse auf dem Weg zu einer Teilhabe fir alle:

a) Normdiskussion und Abbau von Ungleichheit

An den Mechanismen der sozialen Konstruktion, d.h. an der Zuweisung von Menschen zu
Gruppen ansetzen zu wollen, ist voraussichtlich schwierig: Das Denken in Gruppen und Ka-
tegorien (kategoriales Denken) ist ein grundlegender Bestandteil menschlicher ,Sicht auf die
Welt"* und dient sowohl der Identitéatskonstruktion als auch der ,Ressourcenverteidigung".

Vielversprechender ist ein Ansatz an der Bewertung dieser Positionen, d.h. an Vor-
stellungen von Normalitdt sowie an geltenden Normen. Die derzeit dominanten Normen als
Messlatten ,Leistung” und ,Nutzwert auf dem Arbeitsmarkt” bilden Barrieren gegentiber einer
gleichberechtigten Teilhabe fir alle.

Die strukturelle Orientierung der Gesellschaft an einem ,Norm-Menschen® (z.B. im Renten-
bezug an einem mannlichen, lebenslang in Vollzeit titigen Modellarbeitnehmer) bedingt flr
diejenigen, die nicht dieser Norm entsprechen zugleich

= eingeschrankte Teilhabemdglichkeiten und -rechte des Einzelnen,

= ein verstarktes Risiko des Ausschlusses aus soziobkonomischen Beziehungen,
. in der Folge verminderte Lebens- und Verwirklichungschancen und

= verstarkte Mechanismen der sozialen Ungleichheit.

Die Normen einer inklusiven Gesellschaft (Chancengleichheit, Wertschatzung von Vielfalt)
kdnnen dazu ein Gegengewicht bilden. Diese Normdiskussion bildet die Basis fiir die Gestal-
tung entsprechender Strukturen, die an der Zuweisung von Ressourcen und Teilhaber-
echten sowie -mdglichkeiten ansetzen.

Gerechtigkeit, Gleichheit und Solidaritat als Grundwerte der AWO und Leitnormen von Inklu-
sion und Teilhabe dirfen nicht einer generalisierten Norm ,Leistung” unterworfen werden.
Ein an einer homogenen Leistung orientiertes Weltbild blendet das Vorhandensein von
Strukturen und Haltungen, die Ungleichheit schaffen, sowie die Tatsache, dass nicht jedes
Mitglied der Gesellschaft die gleichen Chancen auf Teilhabe am System hat, aus
(Mesch/Unbehend 2002: 9f.). Stattdessen ist im Sinne der AWO eine Gesellschaft erstre-
benswert, in der eine gleichberechtigte Teilhabe aller an allen gesellschaftlichen Bereichen
ermoglicht wird.
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b) Individuelle Bedarfe erkennen, Abbau von Barrieren, Aushandlung der Umsetzung
moderieren

Das Menschenbild der AWO geht davon aus, dass ,alle Menschen von Geburt an tber
groRe Potenziale und Fahigkeiten verfiigen, um ihr Leben in Verantwortung fur sich und an-
dere zu gestalten“.13 Die Orientierung an diesen Werten schlief3t keinen Menschen aus und
begrif3t stattdessen die unterschiedlichen Potenziale und Fahigkeiten von Menschen
als Starke. Dabei muss sich vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Inklusion nicht das Indi-
viduum in die Gesellschaft einpassen oder an eine Mehrheit angleichen, sondern die Gesell-
schaft muss durch das Schaffen entsprechender Strukturen dafiur Sorge tragen, dass jeder

Einzelne volle Teilhabe an allen gesellschaftlichen Bereichen geniel3en kann.

Handlungsleitend sollten dabei die Potenziale und Bedarfe sein. Diese sind durchaus
~<gruppenubergreifend* zu verstehen: So dient z.B. die Einrichtung von physischer
Barrierefreiheit nicht nur den Bedarfen von Menschen mit kérperlichen Behinderungen, son-
dern auch z.B. Eltern mit Kinderwagen oder alteren Menschen. Eine grundlegende Bedarfs-
orientierung kann daher einen mdglichen Ansatzpunkt bieten, ein gruppenubergreifendes
Verstandnis von Normvarietét als ,normale” gesellschaftliche Vielfalt zu férdern.

Dies erweitert die Restrukturierungsanforderungen an die Gesellschaft auf alle gesell-
schaftlichen Gruppen:

. die Identifikation von Barrieren, die soziale Teilhabe behindern, sowohl auf individu-
eller als auch auf sozialstruktureller Ebene, ,denn ausgegrenzt werden auch zum Bei-
spiel Menschen mit Migrationshintergrund, Kinder, die in Familien leben, die arm sind,
oder pflegebedurftige alte Menschen, die keine Méglichkeit mehr haben, am Leben in
der Gemeinschaft teilzunehmen* (Docker in AWO 2011: 9f.) und

. der Abbau jeder Form von Ausgrenzung und Zugangsbarrieren.

Allerdings stellt sich die Frage nach den Grenzen der Umsetzbarkeit von Inklusion, z.B. in
der Frage: Wie weit muss der ,Eigensinn“ des Individuums in einer inklusiven Gesellschaft
vor Uberfordernden Anspriichen an Flexibilitat, Mobilitat und Anpassung geschiitzt werden?
(vgl. AFET und IGfH 2011: 3)

Aufgrund der unterschiedlichen Bedirfnisse von Individuen, Bedarfe und Ausgangslagen —
kurz: der gesellschaftlichen Vielfalt — muss die Diskussion um Inklusion jeweils vor dem Hin-
tergrund des fachwissenschaftlichen Diskurses im jeweiligen Themenfeld gefuhrt wer-
den. So unterscheiden sich z.B. die konkreten Anforderungen von Inklusion im schulischen
Bereich (z.B. in den Restrukturierungsanforderungen an Unterricht, neue Kooperationsfor-
men von Jugend- bzw. Schulsozialarbeit und Schule, Abbau physischer Barrieren, schulspe-
zifische Formen der Partizipation und dem Uberdenken der Funktion von Schule als normie-
rende Institution) von den Anforderungen im Bereich der Inklusion in den Arbeitsmarkt (z.B.
gerechte Lohne und Gehélter, umfassende Anerkennung auslandischer Bildungsabschlis-
se).

13 http://lwww.awo-promensch.de/fileadmin/redakteure/pdf-ordner/Kitas/KiTas_allgemein.pdf
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c) Solidaritat starken, flr Vielfalt sensibilisieren, Strukturen verandern

Die Ermdglichung von Teilhabe aller an allen Bereichen der Gesellschaft ist die zentrale
Zieldimension inklusiver Prozesse. Aus ihrem Selbstverstandnis und ihrer Tradition als sozi-
alpolitischer Interessensverband und als ,unwirtschaftliche Vertretung fir die sozial Benach-
teiligten unserer Gesellschaft” heraus sieht sich die AWO daher dazu verpflichtet, den Teil-
habechancen des Individuums auch auf sozialpolitischer Ebene Rechnung zu tragen und
politisch Einfluss zu nehmen (AWO 2007).

Auf gesellschaftlicher Ebene basiert das Recht auf Unterstiitzung auf der Solidargemein-
schaft. Solidaritat kann nicht aufgezwungen werden. Dahingehend ist ein Aushandlungs-
prozess sowohl der Pramissen (z.B. Leistung) als auch der Ressourcenverteilung von sozia-
ler Inklusion notwendig.

Vollstandige Inklusion sowohl auf individueller, als auch auf gesellschaftlicher Ebene als So-
ziale Inklusion kann dahingehend vor allem als Zielvision gelten, die den Weg zur Teilhabe
fur alle ebnet. Die konkrete Umsetzung kann sich nur in einem gesellschaftlichen Aushand-
lungsprozess gestalten. Aufgabe der Sozialen Arbeit ist auf dieser Ebene die Sensibilisie-
rung, die Arbeit an Normen, das Schaffen von Strukturen und die Mitgestaltung der konkre-
ten Umsetzung.

Gerade, um ein Zugehdrigkeitsgefuhl zu schaffen, sind jedoch grundlegende Veranderungen
auf allen Ebenen (Kulturen und Normen, Strukturen und praktische Umsetzung) notwendig,
die ein Umdenken von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft erforderlich machen.

Fur diese Prozesse zu sensibilisieren, die Wertschatzung von Vielfalt zu etablieren und die
Solidaritat zu starken ist ein zentraler sozialpolitische Ansatzpunkt fur die Arbeiterwohlfahrt.
Der Abbau von Armut und sozialer Ausgrenzung, der Zugang zum Erwerbssektor verbunden
mit gerechter Bezahlung sowie die Forderung sozialer Sicherheit zur Starkung von Teilhabe
sind zentrale Eckpunkte des Prozesses der Inklusion: ,Insbesondere sozio-6konomische
Faktoren (Klassenlage, Bildung, Migrationshintergrund) begriinden gesamtgesellschaftliche
Ungleichheiten ... Sie lassen sich nur mildern, wenn wesentlich weitergehende(!) sozial- und
gesellschaftspolitische MaRRnahmen zur Bekdmpfung sozialer Ungleichheit getroffen wer-
den®. (Weingarten / Pixa 0.J.: 31f.)

Fur die AWO als sozialpolitischer Akteur, Verband der gesellschaftlichen Interessensvertre-
tung und Dienstleister ist es daher notwendig, in Weiterentwicklung zu ihrer sozialdemokra-
tischen Tradition, die Verbindung zwischen sozialen Rahmenbedingungen und individuellen
Teilhabechancen verstéarkt in den Blick zu nehmen, das Inklusionsverstandnis dahinge-
hend zu erweitern und praktische Umsetzung aktiv mitzugestalten.
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4.3 Was ist zu tun?

Der Weg zur inklusiven Gesellschaft muss auf drei Ebenen ansetzen:

A . auf der Forderung von auf Vielfalt ausgerichteten
Kuftur\ég/ Denk- und Handlungsschemata (,Inklusive Kultu-
/r(lnrmeh ren“, vgl. Booth/Ainscow 2003). Da jedoch das
y "\\ menschliche Denken stark auf der Zuweisung zu
/ \ Kategorien basiert, dirfte dieser Punkt die groRte
/ Strukturen \ Herausforderung bieten.
/ \ . auf der Schaffung von den erforderlichen Rah-
/ \ menbedingungen, um Inklusion zu ermoglichen
/ Praltiken A\ (,Inklusive Strukturen®, ebd.) und

y \ -

auf der Umsetzung der konkreten MalRnahmen

(,Inklusive Praktiken®, ebd.).

Auf staatlicher Ebene stehen besonders die Dimensionen Kulturen und Strukturen im Vor-
dergrund:

a) Kulturen: Die Starkung von Inklusion als rechtlicher Anspruch und der Abbau sozialer Un-
gleichheit sind Staatsauftrag. Dabei steht die Uberfiihrung in rechtliche Normen im Mittel-
punkt.

b) Strukturen: Die Strukturen von Recht, Finanzen und Verwaltung sind gemalR diesen Nor-
men auszurichten.

Derzeit wird in der Sozialpolitik Inklusion vor dem Hintergrund der BRK vor allem im Bereich
der Rechte von Menschen mit Behinderungen ausgebaut. Eine Aufgabe wéare dahingehend
v.a. die Ausweitung auf alle Menschen und bes. auf weitere Gruppen mit Benachteiligungen.

Ein konsequentes Weiterdenken von Inklusion und Teilhabe liegt ebenfalls noch in den An-
fangen. Eine wirkliche Umsetzung von (Sozialer) Inklusion und Teilhabe fur alle impliziert, die
Leitnormen von Chancengerechtigkeit und Vielfalt den dominanten Werten Leistung und
Erwerbsarbeit als gleichwertige Norm gegeniberzustellen. Die Mdglichkeiten eines solchen
Weges bedirfen der gesellschaftlichen Diskussion zwischen Politik, Wirtschaft, freien Tra-
gern und Offentlichkeit.

Auf Ebene der AWO

Die praktische Ermdglichung — das heil3t aktive Mitgestaltung — eréffnet sich fur die AWO
durch ihr Selbstverstandnis als gesellschaftliche Interessensorganisation, als Mitglie-
derverband, Anbieter sozialer Dienstleistungen und als Arbeitgeber.

Aufgrund dieser unterschiedlichen Funktionen der AWO kann sie die Aufgabe, den Prozess
der Inklusion zu férdern und Teilhabe fur alle zu ermdglichen, auf ganz unterschiedlichen
Ebenen realisieren. (AWO 2009: 9). So ist sie als:

ISS "1 GlcksSpiak (awo o5



= gesellschatftlicher Interessensverband dazu verpflichtet, die strukturellen, sozialpoliti-
schen Rahmenbedingungen mitzugestalten (Makroebene),

= als Mitgliederverband, Unternehmen und als Arbeitgeber die Prinzipien der Inklusion
auf Verbandsebene umzusetzen (AWO Bundesverband 2008: 194) (Mesoebene) und

= Mafinahmen und Angebote im Sinne eines Abbaus von Barrieren entlang der individu-
ellen Bedirfnisse der Klientinnen und Klienten zu gestalten (Mikroebene).

In diesem Sinne hat sich die AWO auf Bundesebene in den vergangen Jahren bereits in un-
terschiedlichen Bereichen des Themas ,Inklusion* angenommen. (vgl. Kapitel 1.2)

In einer Weiterentwicklung dieser Schritte ist (a) eine sozialpolitische Positionierung des
Verbandes mit Blick auf Inklusion und Teilhabe genauso notwendig wie ein gemeinsames,
verbindliches Verbands- und ressortibergreifendes Grundverstandnis. (b) Im Anschluss soll-
te es der AWO darum gehen, in allen Feldern der AWO-Fachpolitik die Debatte um Inklusion
anzustofRen und sowohl im Rahmen der fachwissenschaftlichen Debatte als auch fachuber-
greifend zu fuhren, (c) in allen Handlungsfeldern der (verbandlichen) Sozialen Arbeit zu kon-
kretisieren und zu realisieren sowie (d) als Querschnittthema zu vernetzen und e) anhand
der Bedurfnisse und Erfahrungen der Leistungsnehmenden Barrieren abzubauen und Teil-
habechancen zu verbessern. Durch die Analyse von Teilhabebarrieren, Bedirfnissen und
Erfahrungen einzelner Leistungsnehmenden sowie durch die Betrachtung von Strukturen
und Mechanismen der Exklusion und Inklusion soll zudem, auch im Rahmen der AWO-ISS-
Kooperation, unter Beteiligung der Klientinnen und Klienten analysiert werden, wo Chancen
zur besseren Ermoglichung von Teilhabe liegen. Daraus ergeben sich mehrere Schritte auf
verschiedenen Ebenen fir die AWO:

Abb. 5: Gestaltungsebenen der AWO auf dem Weg zu einer ,inklusiven“ Gesell-
schaft

Gesamtverstandnis des Verbandes
Sozialpolitische Positionierung

®= Einflussnahme auf die Rahmenbedingungen

AWO als Sozialpolitischer Akteur auf allen poliischen Ebenen

AWO als = |nklusion als Querschnittsaufgabe verankern
- Mitgliederverband, = Zusammenarbeit aller Ebenen sichern
- Anbieter sozialer Dienstleistungen ® Partizipation ermdglichen

_ Arbeitgeber = Barrieren identifizieren und abschaffen

= Vielfalt leben
= Barrierefreiheit umsetzen
= Unterstiitzung gestalten

AWO als Akteur der Sozialen Arbeit vor = Antidiskriminierung schaffen
Ort als =  Gleichheit einbetten

- Mitgliederverband * Soziale Sicherheit fordern

- Anbieter sozialer Dienstleistungen = Zugéange 6ffnen

®= an den Bedurfnissen des Individuums orientie-
ren

= Mitgestaltung sichern
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Obwohl die Arbeiterwohlfahrt bereits in vielen ihrer Wirkungsfelder Prozesse zur besseren
Gestaltung einer inklusiven Gesellschaft angestoRen hat, besteht noch erheblicher Hand-
lungsbedartf.

Teilhabe ermdéglichen bedeutet jedoch, Barrieren fir alle Individuen mit unterschiedlichen
Voraussetzungen, Problemlagen und Zielen abzubauen. Um Teilhabe fir alle Menschen in
unserer Gesellschaft zu ermdglichen, mussen die bislang herrschenden Kulturen, Strukturen
und Praktiken in allen gesellschaftlichen Bereichen aufgebrochen und neu gestaltet werden.
GrolRer Handlungsbedarf wird insbesondere entlang der klassischen Arbeitsfelder in der So-
zialen Arbeit sichtbar.

Dieser strukturelle und kulturelle Wandel sowie die praktische Umsetzung des Inklusionsge-
dankens kénnen in einer sich standig wandelnden Gesellschaft niemals vollstandig abge-
schlossen sein und muissen standig weitergefuhrt und weiterentwickelt werden. Inklusion und
Teilhabe sind dabei umfassende, fachibergreifende Konzepte, zu deren Umsetzung eine
enge Kooperation verschiedener Disziplinen und Fachebenen notwendig ist.

Die AWO-ISS-Kooperation ,(Soziale) Inklusion — Teilhabe in Deutschland” soll dazu beitra-
gen, eine Basis fUr die Verankerung, Umsetzung und Weiterfihrung dieser Diskussion zu
erarbeiten.
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Kurzprofil

Das Institut fiir Sozialarbeit und Sozialpddagogik e.V. (ISS-Frank-
furt a. M.) wurde im Jahr 1974 vom Bundesverband der Arbeiter-
wohlfahrt e.V. (AWOQ) gegriindet und ist seit 1991 als rechtlich
selbstandiger gemeinniitziger Verein organisiert. Der Hauptsitz
liegt in Frankfurt am Main. In Berlin unterhalt das ISS ein Pro-
jektbiiro.

Das ISS-Frankfurt a. M. beobachtet, analysiert, begleitet und ge-
staltet Entwicklungsprozesse der Sozialen Arbeit und erbringt
wissenschaftliche Dienstleistungen fiir 6ffentliche Einrichtungen,
Wohlfahrtsverbande und private Trager. Gefordert wird das Ins-
titut durch das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (BMFSFJ).

e Das Leistungsprofil des ISS-Frankfurt a. M. steht als wis-
senschaftsbasiertes Fachinstitut fiir Praxisberatung, Praxis-
begleitung und Praxisentwicklung an der Schnittstelle von
Praxis, Politik und Wissenschaft der Sozialen Arbeit und ge-
wabhrleistet damit einen optimalen Transfer.

e /um Aufgabenspektrum gehdren wissenschaftshasierte
Dienstleistungen und Beratung auf den Ebenen von Kommu-
nen, Landern, Bund und der Europdischen Union sowie der
Transfer von Wissen in die Praxis der Sozialen Arbeit und in
die Fachéffentlichkeit.

e Die Arbeitsstruktur ist geprégt von praxiserfahrenen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern, hdufig mit Doppel-
qualifikationen, die ein breites Spektrum von Themenfeldern
in interdisziplindren Teams bearbeiten. Dadurch ist das Ins-
titut in der Lage, flexibel auf Veranderungen in Gesellschaft
und Sozialer Arbeit sowie die daraus abgeleiteten Hand-
lungsanforderungen fiir Dienstleister, Verwaltung und Poli-
tik einzugehen.

e Auf unserer Website www.iss-ffm.de finden Sie weitere In-
formationen zum ISS-Frankfurt a. M. und zu dessen Koopera-
tionen sowie Arbeitsberichte, Gutachten und Expertisen zum
Download oder Bestellen.




195

Gemeinniitzigere.V.

Institut fiir Sozialarbeit
und Sozialpddagogik e. V.
Zeilweg 42

60439 Frankfurt am Main

Telefon +49(0) 69 /95789-0
Telefax +49(0) 69/ 95789-190
E-Mail info@iss-ffm.de
Internet www.iss-ffm.de




	Umschlag_awo iss-koopertaion-musterl
	Inklusive Gesellschaft_Teilhabe in Deutschland üa end mit Logo Veröffentlichung-bbs.pdf
	Umschlag_awo iss-koopertaion-musterl



